DanzigerDampfboot 


M 75. 
Mittwoch, den 29. März. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


1865. 


36ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer's Centr. Ztgs.⸗ u. Annonc.⸗Büreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


rechtzeitig erneuern zu wollen. 


Die verehrten Abonnenten des Danziger Dampfboots werden erſucht, ihre Beſtellungen auf daſſelbe fü 
Der Abonnementspreis beträgt hier in der Expedition, wie auswärts bei jeder Kgl. Poſtanſtalt 


r das Zweite Quartal 1865 


pro Quartal 1 Thlr. Zugleich erlauben wir uns, die Freunde und Gönner dieſer liberalen Zeitung zu bitten, in ihren Kreiſen 
die Aufmerkſamkeit auf das Dampfboot freundlichſt lenken zu wollen. 


Die Redaection. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
München, Dienſtag 28. März. 
Die „Bayeriſche Zeitung“ meldet: Für das an die 
Bundesverſammlung preußiſcherſeits geſtellte Ver⸗ 
langen, den bayeriſch⸗ſächſiſchen Antrag an den be⸗ 
treffenden Ausſchuß zu verweiſen, ſtimmten Hannover, 
Kurheſſen, Mecklenburg, die 15. Kurie (Oldenburg, 
Anhalt, Schwarzburg) und die 17. Kurie (freie Städte). 
Stuttgart, Dienſtag 28. März. 
Das Abgeordnetenhaus genehmigte in heutiger Sitzung 
einſtimmig den Zollvereins vertrag, ſprach jedoch gleich⸗ 
zeitig in einem mit 54 gegen 24 Stimmen ange 
nommenen Votum das Bedauern darüber aus, daß 
die Erneuerung des Zollvereins von der unveränderten 
Annahme des franzöſiſch⸗preußiſchen Handelsvertrages 
abhängig gemacht ſei. 
Wien, Dienſtag 28. März. 

In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
wurde die Generaldiskuſſion über das Budget für 
1865 beendigt. Miniſter v. Schmerling und v. Plener 
vertheidigten die Regierung gegen die ihr gemachten 
Vorwürfe. Erſterer gab Namens der Staatsregierung 
die folgende Erklärung ab: Die Regierung wie das 
Haus ſeien darüber einig, daß thunlichſt geſpart 
werden müſſe. Nur über die Ziffer beſtehe eine 
Differenz. In dem Votum für eine höhere oder ge⸗ 
ringere Ziffer könne nicht ein Vertrauens⸗ oder Miß⸗ 
trauensvotum liegen, indem die Regierung bei der in 
Oeſterreich beſtehenden genauen Specificirung des 
Budgets das Geld nicht anders verwenden könne, als 
es votirt worden ſei. Die Regierung beſitze Selbſt⸗ 
erkenntniß. Er wolle in gedrängter Kürze erwähnen, 
wo es wirklich fehle und wo es die Regierung an⸗ 
geblich fehlen laſſe. — In der auswärtigen Politik 
verlange man von der Regierung Entſchiedenheit und 
feſte Haltung, während man andererſeits ſtets erkläre, 
Oeſterreich müſſe ſich jedes aktiven Vorgehens ent⸗ 
halten; es ſei ein verfallener, kreditloſer Staat. Dies 
ſei nicht geeignet Oeſterreichs Stellung im Auslande 
zu kräftigen. Niemals habe man während des preu- 
ßiſchen Verfaſſungskampfes gehört, daß das preußiſche 
Abgeordnetenhaus der Regierung angerathen habe, 
Preußen möge feine Stellung als Großmacht auf- 
geben. — Wenn die Regierung auch nicht fo fan 
guiniſch ſei zu glauben, daß ſchon der erſte ungariſche 
Landtag die Verfaſſungsfrage löſen und Abgeordnete 
in den Reichsrath entſenden werde, ſo werde doch 
ſicherlich bei ruhigem Fortſchreiten die Frage endlich 
gelöſt werden. Alle Vorbereitungen zur Einberufung 
des ungariſchen Landtages ſeien bereits getroffen. 
Von der Beſchleunigung der Arbeiten des Geſammt⸗ 
reichsrathes hänge der Zeitpunkt der Einberufung des 
ungariſchen Landtages ab. Oktroyirungen in Ungarn 
vorzunehmen, falle Niemandem ein. Der Weg der 
konſtitutionellen Geſetzgebung ſei ſtets ein langſamer. 
— Die Vorlagen für den engeren Reichsrath würden 
dem Haufe die Ueberzeugung geben, daß die Regie- 
rung für die Fortbildung verfaſſungsmäßiger Zuſtände 
beſorgt ſei. — Die finanziellen Zuſtände betreffend, 
bemerkte der Staatsminiſter, daß Abſtriche allein kein 
radikales Heilmittel ſeien. Das Haus möge Mittel 
zur Abhülfe vorſchlagen und nicht fortwährend aus⸗ 
ſprechen, daß nicht mehr zu helfen ſei. Ein ver⸗ 
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faſſungsmäßiges Leben ſei nur durch harmoniſches 
Zuſammenwirken der Reichsvertretung mit der Regie- 
rung möglich. Beide ſeien nicht gegenüberſtehende 
Parteien, weil beide die Wohlfahrt des Landes, wenn- 
gleich mit verſchiedenen Mitteln, anſtrebten, abgeſehen 
davon, ob in Oeſterreich ein ſtreng parlamentariſches 
Regime möglich und mit Majoritätsminiſterien zu 
regieren ſei. In dieſem Haufe ſehe er keine ger 
ſchloſſene Partei mit beſtimmtem Programme und 
keine Männer, welche geeignet ſeien, die Verwaltung 
weiterzuführen. Die Regierung halte es daher mit 
ihrem Gewiſſen vereinbar trotz einiger gegen fie aus⸗ 
fallender Voten, dem Kaiſer noch ferner zu dienen. 
Der Staatsminiſter ermahnte endlich die Anhänger 
der Regierung, eben ſo feſt zuſammenzuſtehen, wie 
die Oppoſition und ſchloß mit der Verſicherung, die 
Deviſe der Regierung ſei: Treue dem Kaiſer, Treue 
der Verfaſſung, aber auch treue Befolgung der Pflicht. 
— Die nächſte Sitzung iſt morgen. 


n dee . 
Haus der Abgeordneten. 
28. Sitzung am 27. März. 
(Schluß.) 

Das Haus geht nunmehr zur Special - Discuffion 
über den Antrag VI. der Kommiffion über. 

Abg. Dr. Gneiſt ſpricht zunächſt über die verſchie⸗ 
dene Behandlung der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer 
und daß die Erhebung in Monatsraten leicht drückend 
werden könne. Dann geht er auf die politiſche Seite 
der Frage ein, indem er ſein Bedauern ausſpricht, daß 
der Kriegsminiſter, der in den Anträgen der Commiſſion 
das Streben nach Machterweiterung ſehe, nicht an ſeinem 
Platze ſei. Meine Herren! Für alle Geſetze, die an das 
gegenwärtige Miniſterium herantreten, iſt nur ein ein⸗ 
ziger Geſichtspunkt maßgebend, der der Militärfrage. 
Ob eine Anſicht berechtigt iſt oder nicht, ob legal oder 
nicht, gleichviel; was die Majorität dieſes Hauſes erſtrebt 
und beantragt, wird für Streben nach Machtzuwachs 
gehalten, alſo muß es mit äußerſtem Mißfallen verfolgt 
werden. — Was den Antrag der Commiſſion anbelangt, 
fo halte ich ihn geſetzlich für zuläſſig und financiell für 
erwägenswerth; aber es ſcheint mir zweifelhaft, ob er an 
dieſer Stelle und zu dieſer Stunde eingebracht werden 
ſoll. Zum mindeſten erſcheint mir, da ſein Erfolg von 
der Zuſtimmung des andern Hauſes Ages g iſt, ſeine 
Dringlichkeit nicht unanfechtbar. In folder Lage iſt es 
ſehr mißlich, eine Machterweiterung anzuſtreben und ich 
möchte auch nicht, daß die Auslegung des Artikels 109 
zu enge in Verbindung gebracht werde mit Artikel 99 
der Verfaſſung. Die Frage, ob für oder gegen den An⸗ 
trag finde ich lediglich abhängig von praktiſchen Rückſich⸗ 
ten. — Eigentlich, meine Herren, hätte ich bei dem An⸗ 
trage VI. der Kommiſſion über die Ausführungen mich 
auslaſſen wollen, die der Herr Finanzminiſter über das 
Budgetrecht neulich vor uns entwickelt hat, aber ich ſehe 
mich nunmehr durch die Beſtimmungen der Geſchäfts- 
Ordnung daran verhindert und ich verzichte deshalb auf 
das Wort. 

Abg. Zoltowski (But): Ich glaube wir müßten 
zuerſt die Einkommenſteuer und Klaſſenſteuer reformiren. 
Vor einigen Jahren fragte der Abg. v. Roon in dieſem 
Haufe, ob es wahr ſei, daß die Landräthe Gratificationeu 
erhielten, wenn fie die Einkommen, und Klaſſenſteuer in 
die Höhe ſchraubten, und wir alle hatten die Ueber ⸗ 
zeugung, daß viel Wahres in dieſer Frage lag. Die 
Einſchäßungs⸗Commiſſionen werden von oben ber ge- 
drängt und wenn uns der Herr Finanzminiſter auf die 
Reclame verweiſt, ſo frage ich Sie, was das für ein 
Richter fein muß, der ſich über einen ungerechten Ur⸗ 
tbeilsſpruch zufrieden giebt, weil dem Verurtheilten die 
Appellation frei ſteht. (Stürmiſches Bravo.) Ebenſo 


iſt es mit der Klaſſenſteuer. Wie ſoll ein Dienſtmädchen 
reclamiren, da die Unkoſten mehr ausmachen als der 
Gegenſtand der Reclame? Was iſt das für eine Lage 
wo immer erhöht wird, Appellationen und Inſtanzen 
einem das Leben verbittern. Wie man unſere Reſolu- 
tionen als illegal, als Staatsſtreich bezeichnen kaun, iſt 
mir unbegreiflich. Gehört nicht die Königliche Sanction 
dazu? Und wie der Herr Kriegsminiſter über das Budget⸗ 
recht ſich ausſprach, daß wir theoretiſch berechtigt ſeien, 
praktiſch aber auch ohne Budget regiert werden müſſe, 
ſo ſind wir auch hier theoretiſch berechtigt, praktiſch 
aber ſind wir dazu da, um Steuern zu zahlen. (Bravo.) 

Abg. Mitſchke⸗Collande: Sie bieten der Re⸗ 
gierung keine Hand zur Verſtändigung und bezwecken 
nur einen Nothſtand. Ich weiß nicht, wie der Herr 
Abgeordnete, der mich wegen meiner Vorliebe zur Re» 
organtſation angriff, dazu kam und warum der Präſi⸗ 
dent ihn nicht unterbrach (Unruhe). Eben ſo iſt es mit 
der Einkommen- und Klaſſenſteuer. Uebrigens habe ich 
nicht nur für die Soldaten, ſondern auch für die Armen 
ein warmes Herz bewieſen. Wenn die Polen nicht ibr 
Geld nach dem Auslande ſchicken würden, ſo würden ſie 
keine Noth leiden. 

Vice⸗Präſident v. Bockum ⸗Dolffs: Ich muß die 
Bemerkung des Herrn Vorredners, daß mein Vorgänger, 
der Präſident Grabow, hätte Zurechtweiſungen ergehen 
laſſen müſſen, für ungehörig erklären. 

Abg. Lasker: Ich ſchlage Antrag 6 hoch an und 
meine, daß es gerade jetzt als das rechte Mittel gegen 
die rechte Forderung eingebracht werden mußte. in 
Geſetz darf überhaupt nur Beſtimmtes befagen und be- 
ſonders einer ſolchen Regierung, welche die Bedürfniſſe 
des Volks nicht berückſichtigt, dürfen nicht unbeſtimmt 
wachſende Steuern bewilligt werden. 

Abg. v. Mitſchke⸗Collan de (perſönlich): Er habe 
den Herrn Präſidenten vorhin mißverſtanden. 

Vice⸗Präſident v. Bockum ⸗Dolffs: Er habe den 
Vorredner nicht zur Ordnung gerufen, ſondern nur darauf 
hinweiſen wollen, daß jeder der Präſidenten des Hauſes 
berufen ſei, über die Ordnung des Hauſes zu wachen. 

Zum Schluß erhält das Wort der Berichterſtatter 
Abg. Michaelis: Wir haben bisher keine Erfahrung 
gemacht, wohin das unbedingte Steuerverweigerungsrecht 
geführt hätte, wohl aber wiſſen wir, wohin das von 
der Regierung auf Grund des Artikel 109 der Verfaſſung 
in Anſpruch genommene unbedingte Steuererhebungs— 
recht, welches aus dem Steuerverweigerungsrecht der 
Nationalverſammlung hervorging, geführt hat. Es hat 
dahin geführt, das Budgetrecht des Hauſes zu annulli⸗ 
ren. Der Antrag der Commiſſion will nicht eine Er» 
weiterung des Rechtes, ſondern eine Sicherung deſſelben. 
Nicht die Regierung hat ſich über dieſen Antrag zu be⸗ 
klagen, da die Schärfe deſſelben nicht gegen ſie, ſondern 
gegen jene Volksvertretung gerichtet iſt, welche die 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer bewilligt hat. Der 
Finanzminiſter ſoll nicht mehr ſagen können: „das Geld 
iſt da, es handelt ſich nur um die Ausgabe.“ Die 
Ueberſchüſſe ſollen nicht mehr in den Staatsſchatz wan⸗ 
dern und dort für die Regierung ein Mittel bilden, un⸗ 
abhängig von dem Votum des Hauſes ihre Zwecke zu 
verfolgen. Die Ueberſchüſſe ſollen nach dem Antrage 
ein Mittel bilden, die Laſten des folgenden Jahres zu 
erleichtern. Wenn nach dem Antrage verfahren wird, 
ſo hat das Haus die Verantwortlichkeit, und im Intereſſe 
des Staates liegt es, daß die Vertretung des ganzen 
Landes die Verantwortlichkeit auf ſich nimmt, welche in 
der Steuerlaſt beruht. Dieſes Haus, welches aller Macht 
ſo ſehr entkleidet iſt, hat nicht nur Veranlaſſung, nicht 
nur ein Recht, es bat die verfaſſungsmäßige Pflicht, für 
ſein Recht zu ſtreiten. Es iſt geſagt worden, wir kom⸗ 
men mit neuen Forderungen an die Staatsregierung 
und erweitern dadurch den Riß. Was wir hier aufſtel⸗ 
len iſt ein Merkzeichen für unfere Nachkommen, was fie 
zu erſtreben haben, um den verfaſſungsmäßigen Zuſtand 
zu ſichern. Es iſt von der Commiſſion keinen Augen- 
blick daran gedacht, die Annahme der Anträge zu einer 
Bedingung für die Verſtändigung im gegenwärtigen 


Augenblick zu machen, wie ich hiermit ausdrücklich er⸗ 
kläre. Ich bitte Sie, für den Antrag zu ſtimmen, nicht 
als eine Forderung dieſes Hauſes an die gegenwärtige 
Regierung, ſondern als das von dieſem Hauſe ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochene Urtheil über den Zuſammenhang 
zwiſchen der bisherigen Handhabung der Steuergeſetz⸗ 
gebung mit dem unglücklichen Zuſtande, in dem wir 
uns jetzt befinden. 

Hiernach wird der Virchow'ſche Zuſatzantrag zur 
Debatte geſtellt, der alſo lautet: 

7) Die Königl. Staatsregierung wird aufgefordert, 
ſchon bei der gegenwärtigen Etatsberathung Abände⸗ 
rungsvorſchläge im Sinne der unter No. 1 bis 3 
aufgeftellten Geſichts punkte vorzulegen. 


Abg. Dr. Virchow (als Antragſteller): Selten iſt 
einem Antrage eine ſolche Ungunſt entgegengetragen, als 
dem von mir geſtellten. Man legt aber einen Sinn 
hinein, der nicht im Worte liegt. Die Regierung ſoll 


den vorgelegten Etatsentwurf nicht zurückziehen und einen 
neuen ausarbeiten, um ihn dann ſpäter wieder vorzulegen, 
ſondern ſie wird dadurch aufgefordert, an der gegenwär⸗ 
tigen Etatsberathung Theil zu nehmen und nach den 
in den Anträgen 1 bis 3 aufgeſtellten Geſichtspunkten 
Abänderungsanträge des vorliegenden Etats zu ſtellen; 
die Regierung ſoll dadurch aufgefordert werden, das Ihrige 
dazu beizutragen, damit ein Etatsgeſetz zu Stande kommen 
kann, was nicht anders, als durch actives Zufammen- 
wirken des Miniſteriums und des Hauſes möglich iſt. 
Gegenwärtig arbeitet die Regierung einen Etatsentwurf 
aus; das Haus findet ihn unannehmbar und macht 
einen Gegenentwurf, welchen die Regierung wieder nicht 
annimmt. Beide können ſich nicht entſchließen, einander 


entgegen zu kommen und ſo nimmt die Budgetloſigkeit 


kein Ende. Der Kriegsminiſter hat uns das Progniſtikon 
geſtellt, daß die Regierung Mittel finden werde, um 
ſchließlich unſere Parteiorganifirung zu ſtören und fo die 
verfaſſungsmäßige Prärogative der Krone ſicher zu ſtellen. 


Wir werden unter dieſen Umſtänden unverrichteter Sache 
auseinander gehen, Beamte werden gemaßregelt oder 
entſetzt werden, Bürger, die ihr verfaſſungsmäßiges Recht 
wahren wollen, werden wieder büßen müſſen, und über 
Darum müſſen 
wir der Regierung die Ueberzeugung beibringen, daß ſie 
activ bei der Budgetberathung mitwirken muß. Das allein 
empfiehlt mein Antrag; nur durch ſolch gemeinſames 
Zuſammenwirken kann ein Compromiß zuStande kommen, 
durch den ein Etatsgeſetz vereinbart wird. Die Anträge 
3 bis 4 beziehen ſich auf die kommenden Etatsgeſetze, 
1 bis 3 ſprechen das beſtimmte Urtheil aus, daß der 
gegenwärtige Etat unbrauchbar. Geht die Regierung auf 


ein Jahr geht es dann wieder eben ſo. 


die in 1 bis 3 geſtellten Forderungen nicht ein, dann 


wird die Budget⸗Commiſſion im Militäretat die betreffen. 
den Striche machen; ob in ſachlicher Weiſe, laſſe ich dahin 
geſtellt. Das zu vermeiden, habe ich durch meinen An- 


trag bezweckt. 


Abg. Stavenhagen ſpricht gegen den Virchow'. 
ſchen Antrag, weil er ihn für unausführbar hielt, da er 
deutlich und klar die Regierung auffordere, ihren Antrag 


zurückzuziehen. 


Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. 
Der Antrag des Abg. 
Wagener wird zunächſt verworfen (dafür nur die Con⸗ 
Die Anträge J.— III. 
werden bei beſonderer Abſtimmung über jeden Antrag mit 
(Dagegen nur 
wenige Mitglieder des Centrums und der Conſervativen, 
gegen Antrag II. auch Abg. v. Vincke. Die Amendements 
Benda und Waldeck werden abgelehnt, die Anträge IV. — VI. 


Es folgt die Abſtimmung. 
ſervatlven) und drei Katholiken. 


überwiegender Majorität angenommen. 


ebenfalls mit großer Majorität angenommen. (Dagegen 


auch die Altliberalen.) Endlich wird auch der Virchow'⸗ 


ſche Zuſatz⸗-Antrag bei Anfangs zweifelhafter Abſtimmung 


angenommen. (Dafür die geſammte Fortſchrittspartei, der 
rößte Theil des linken Centrums und die Polen.) — 
ämmtliche VI. Anträge der Budgeteommiſſion und der 
Virchow'ſche Antrag find ſomit angenommen und werden 
der Staatsregierung mitgetheilt werden. Schluß der Sitzung 


Bremen, 21. März. In Veranlaſſung des im 
Juli d. J. in Bremen abzuhaltenden zweiten deut⸗ 
ſchen Bundesſchießens iſt vor einigen Wochen hier 
der Plan zu einer Ausſtellung von bremiſchen Im⸗ 
portartikeln und Schifffahrtsgegenſtänden aufgetaucht, 
der raſch großen Anklang gefunden hat, ſo daß 
Hoffnung vorhanden iſt, dadurch zugleich den Grund 
zu einem bleibenden Muſeum von Schifffahrtsgegen⸗ 
ſtänden und Handelsrohproducten zu legen, daß ei- 
gentlich keiner größeren Handelsſtadt fehlen ſollte. 
Für die Handels⸗Rohproducten-Ausſtellung hat man 
vorläufig 12 Hauptelaffen in Ausſicht genommen: 
1) Mineralien und chemiſche Rohproducte, 2) Ani⸗ 
maliſche und vegetabiliſche Subſtanzen, 3) Genuß⸗ 
mittel und Gewürze, 4) Futterſtofe, 5) Geſpinnſt⸗ 
ſtoffe, 6) Felle, Haar, Federn und verwandte Stoffe, 
7) Gerb⸗ und Färbſtoffe, 8) Fette und Oele, 9) 
Bau- und Nutzhölzer, 10) Arzueiftoff, 11) Gummi 
und verwandte Stoffe, 12) Verſchiedene Waaren. 
Um das Inſtructive der Sammlung zu erhöhen, ge- 
denkt man Erläuterungen und bildliche Darſtellungen 
über Erzeugung, Gewinnung und Bereitung der Roh- 
prodakte beizufügen. Noch intereſſanter, namentlich 
für alle Gäſte aus dem Binnenlande, verſpricht die 
Ausſtellung von Schifffahrts⸗Gegenſtänden zu werden, 
die zwei Haupttheile: 1) Modelle und 2) in natura 
auszuſtellende Gegenſtände umfaſſen fol. Von Mo⸗ 
dellen ſollen ausgeſtellt werden: Halb- oder Con⸗ 
ſtruktionsmodelle von aller Art Fahrzeugen, um die 
Verſchiedenheit in der Bauart des Rumpfes zu zeigen; 
ganze Modelle mit vollem Zeug, um die Uuterſchiede 


in der Bemaſtung, Takelung und Beſegelung zu 


zeigen: Vollſchiffe, Barken, Briggen, Schoonerbriggen, 


die verſchiedenen Arten von Schooner, Gallioten, 
Galeaſſen, Kuffe, Tjalken, Kutter, Smacken, Slupen, 
Ever u. ſ. w. Modelle aus verſchiedenen Zeiten, 
um die Fortſchritte des Schiffbaues zu zeigen; Mo⸗ 
delle von Tonnen, Baaken, Leuchtthürmen, Hafenan⸗ 
lagen, Krähnen, Schleuſenthoren ꝛc. Von Schiffs⸗ 
theilen, Geräthſchaften und Ausrüſtungsgegenſtänden 
in natura, ſollen die Erzeugniſſe und Werkzeuge der 
Schiffszimmerleute, Reepſchläger, Segelmacher, Ma⸗ 
troſen ꝛc., ferner die beim Schiffbau und bei der 
Ausrüſtung zur Verwendung kommenden Materialien 
ꝛc. ausgeſtellt werden, ferner ſpeciell nautiſche In⸗ 
ſtrumente, Taucher- und Hebungsapparate, Sturm⸗ 
ſignale ꝛc. Bei dem Intereſſe, welches neuerdings 
im Inlande für alle maritimen Beſtrebungen erwacht 
iſt, wird dieſer Ueberblick über die auf Handel und 
Schifffahrt bezüglichen Gegenſtände allen Beſuchern 
des zweiten deutſchen Bundesſchießens ebenſo viel 
Belehrung wie Unterhaltung bieten. 

Altona, 23. März. „Die Flaggen⸗Frage“ 
beſchäfüigt in dieſem Augenblicke die hieſigen und 
Blankeneſer Rheder in hohem Grade. Dem Ver- 
nehmen nach waren mehrere derſelben eben im Begriff, 
ſich an die preußiſche Geſandſchaft oder General- 
Conſulat in Hamburg zu wenden, um nach dem 
Vorgange einiger früherer Fälle im vorigen Herbſte 
die Ertheilung der preußiſchen Flagge für ihre Schiffe 
nachzuſuchen, als die Nachricht bekannt wurde, daß 
England die proviſoriſche ſchleswig⸗holſteiniſche Flagge 
in aller Form anerkannt habe, und daß auch Frank⸗ 
reich zu einer ſolchen Anerkennung bereit ſei, freilich 
ohne den Schiffen dieſelben Vergünſtigungen zu ge⸗ 
währen, welche ſie früher unter däniſcher Flagge dort 
genoſſen haben, und die durch weſentliche Ermäßigung 
der Tonnengelder auch bei indirekten Fahrten eine 
gewiſſe praktiſche Bedeutung hatten. Die anti⸗ 
preußiſche Partei hat jene Anerkennungen der provi- 
ſoriſchen Flagge ſofort benutzt, um die Rheder von 
dem Verlangen nach der preußiſchen Flagge abzu⸗ 
ſchrecken; wenn ſie dieſe jetzt annähmen, ſo würden 
ſie doch ſehr bald genöthigt ſein, nach Einſetzung des 
Herzogs Friedrich zur ſchleswig⸗holſteiniſchen Flagge 
zurückzukehren, und hätten dann die im Zolltarif 
feſtgeſetzten, nicht ganz unbeträchtlichen Abgaben für 
die Nationalifirung fremder Schiffe zu entrichten. 
Manche Rheder ſind hiedurch ſtutzig geworden; allein 
ſie haben ſich bei weiterer Ueberlegung doch noch 
nicht fo leicht entſchließen können, die verſtattete 
proviſoriſche ſchleswig⸗holſteiniſche Flagge anzunehmen, 
denn wenn ſie damit auch in allen britiſchen Häfen 
zugelaſſen werden, ohne daß ihnen dies bei der 
jetzigen liberalen Zoll- und Schiffahrts⸗Geſetzgebung 
Englands Nachtheile brächte, ſo haben ſie doch in 
franzöſiſchen Häfen die mindeſt günſtige Behandlung 
zu erwarten, und ob ihnen in den Häfen anderer 
Länder, wo die neue Flagge noch nicht anerkannt iſt, 
nicht hieraus Unannehmlichkeiten erwachſen können, 
dagegen haben ſie nicht die mindeſte Garantie. 

Aus dem ſüdlichen Holſtein ſchreibt man: 
„Es iſt höchſt characteriſtiſch, daß in dem alten 
Schlachtenrufe unſerer Particulariſten: „Herzog Friedrich 
und das Staatsgrundgeſetz!“ allmählich die erſte Hälfte 
die andere übertönt und in Vergeſſenheit zu bringen 
ſucht. Man iſt, ſcheint es, endlich zu der Einſicht ge⸗ 
langt, daß dieſe zweite Forderung nach Maßgabe unſerer 
heutigen politiſchen Verhältniſſe eine Utopie iſt. Von 
Zeit zu Zeit werden verſchämte Stimmen laut, des In- 
halts, das Land möge, um die theure Selbſtſtändigkeit 
zu behaupten und zu bewahren, den Herzog ſeines Eides 
auf dieſe im September 1848 geſchaffene Verfaſſung 
entbinden, oder man thut allgemeine gutmäthige Zu⸗ 
fagen, eine Reviſion des Staatsgrundgeſetzes, das frei⸗ 
lich allzu demokratiſch ſei, aber wegen des ruhigen, be 
ſonnenen und conſervativen Charakters unſerer Bevöl- 
kerung keine ſo große Gefahr auf ſich habe, werde 
natürlich nach geſchehener Einſetzung des theuren Her- 
zogs ſehr leicht zu bewerkſtelligen ſein. Wie ſchade, daß 
dieſe Speculation etwas ſpät kommt, an ſich ji fie 
wahrſcheinlich jo übel nicht! Denn nicht nur der Wiener 
und Berliner Hof hätten früher dieſe Frage mit andern 
Augen betrachtet, auch die ſo überaus patriotiſchen und 
opferfreudigen Hoͤfe der Mittelſtaaten, auf welche dieſe 
preußenfeindliche Demokratie mit ſo gerechter Bewun⸗ 
derung blickt, würde vielleicht etwas mehr Energie zur 
Vereitelung einer größern Concentration Deutſchlands 
entfaltet haben, hätte ihnen nicht nördlich der Elbe das 
„rothe Geſpenſt“ drohend entgegengeblickt. Es iſt ſchwer, 
bei Betrachtung dieſer Angelegenheit die Ruhe zu be⸗ 
wahren, die für eine Beſprechung politiſcher Fragen 
nothwendig iſt und ſich gehört; denn zu dem Schmerze 
über die unglaubliche Verblendung einer großen Partei 
kommt jetzt noch die Entrüſtung über eine Politik hinzu, 
die endlich ihre volksthümliche Maske entſchloſſen weg⸗ 
wirft, und als rein dynaſtiſch daſteht. Jetzt, nun die 
demokratiſche Baſis wankt, jetzt flüchtet man ſich hinter 
die Legitimität und die Kirche. Es iſt bisher an manchen 


Orten und auch von uns zur Genüge ausgeſprochen 


worden, wie es mit der Legitimität des auguſtenbur⸗ 


giſchen Hauſes eigentlich ſteht, der durch ein unſeliges 


Verhängniß leider im Beginn der Action deutſcherſeits 
nicht widerſprochen werden konnte, ohne ernfthafte un 

große Intereſſen des Geſammtvaterlandes zu beeinträch⸗ 
tigen, die aber, nun ſich der Dampf des Pulvers und 
der Staub der Volksverſammlungen verzogen, keinen 
ſachkundigen Blick aushält. Dennoch ließ es ſich be 
greifen, wenn eine ſtarke Partei mit mehr Starrſinn 
als Scharfblick die Cinfegung des Erbprinzen von 
Auguſtenburg befürwortete, um wenigſtens in einem 
Theile Nord⸗Deutſchlands einen wirklich demokratiſch⸗ 
couſtitutionellen Staat herzuſtellen, denn es wird ſtet 

ehrenhafte Perſönlichkeiten geben, die von dem Schlacht, 
ruf: „Einheit und Freiheit des Geſammtvaterlandes! 

die letzte Hälfte mehr betonen, als die erſte. Aber welchen 
Grund man vernünftigerweiſe von demokratiſcher Seite 
für die Conſtituirung eines neuen Mittel- oder Klein” 
Staates an einem der wichtigſten und zukunftreichſten 
Punkte des Geſammtvaterlandes anführen will, wenn 
die Hoffnung auf die Realiſirung des demokratiſchen 
Regiments in den Herzogthümern ſich täglich vermindert, 
das vermögen wir nicht zu faſſen, wenn nicht vielleicht 
an einigen Orten ein ſtupider Preußenhaß ſeine klägliche 
Rolle ſpielt, der, während im Allgemeinen unſere poli- 
tiſche Einſicht ſeit 1848 ungemein vorgeſchritten iſt, 
Nichts gelernt und vergeſſen hat. „Wenn der Mantel 
fällt, muß der Herzog nach“, dieſe Worte eines Repu⸗ 
blikaners gelten auch hier. Wenn das in den Stürmen 
und Leiden des Jahres 1848 geborene Staatsgrundgeſetz 
keine Geltung erlangen konnte, was ſoll zu den vielen Dyna⸗ 
ſtien eine neue, die dann völlig haltlos in ſchwieriger Stellung 
einen fruchtbaren Boden der großmächtlichen Intrigue, 
ein neues Griechenland aus Schleswig +» Holftein zu 
ſchaffen droht? Geſtützt auf den Anſpruch einer Legiti⸗ 
mität, die es für Schleswig⸗Holſtein gar nicht mehr giebt, 
ſo wenig wie ein zehnmal umgepflügter Boden die 
alten Saaten wieder tragen wird! Es iſt überhaupt — 
dies ganz beiläufig — um die Legitimität wenigſtens in 
Deutſchland eine merkwürdige Sache. Der Wiener Con⸗ 
greß von 1815 erkannte ſie nicht etwa an, ſondern 
ſchuf nach Intereſſe, Gunſt und Intrigue, die ſich dort 
hundertfach kreuzten, ein Princip, das ſich vis jetzt noch 
in jeder politiſchen Frage als unhaltbar erwieſen hat, 
eben darum, weil nur das dynaſtiſche Princip zur 
Geltung kam, das an ſich unfruchtbar iſt. Wenn freilich 
Schleswig ⸗Holſtein, anftatt eine der wichtigſten und 
rühmlichſten Miſſionen, die bis jetzt einem deutſchen 
Lande zu Theil würden, durchzuführen, die Beſtimmung 
hat, als Tafelgut und Domäne irgend einer Dynaſtie zu 
dienen, um etwa nach dem Ausſterben dieſes Zweiges 
derſelben — das doch nicht zu den Unmöglichkeiten ger 
bört, oder regiert Auguſtenburg „bis an das Ende aller 
Tage?“ — abermals den Zankapfel des däniichen, ruſſi⸗ 
ſchen und oldenburgiſchen Fürſtenhauſes zu bilden, dann 
freilich hört jede politiſche Discuſſion über das Loos 
unſeres Vaterlandes von ſelbſt auf. „Aber“, wird viel- 
fach entgegen geworfen, „in Schleswig-Holſtein ſpricht ſich 
die allgemeine Rechtsüberzeugung für das Haus Auguſten⸗ 
burg ſo entſchieden aus, daß fie ein Gewicht in die 
Wagſchale wirft und die Lücken der Pergamente ergänzt.“ 
Dieſes iſt, grob geſprochen, eine Unwahrheit. Schreiber 
dieſes iſt ſeit der Rechtsunterdrückung von 1857 in den 
Herzogthümern aufgewachſen und groß geworden, bat 
aber vor 1863 von einem Erbrecht des auguftenburgi- 
ſchen Hauſes niemals das Geringſte vernommen, nicht 
einmal auf der Landesuniverſität. Die allgemeine 
Ueberzeugung war nur, daß mit dem Tode Friedrich's VII. 
die Verbindung mit Dänemark ein Ende haben müßte, 
an Weiteres ward nie gedacht. Obgleich politiſch aufs 
merkender und regſamer als die meiſten ſeiner Alters- 
und Stiudiengenoſſen, hat Schreiber dieſes von dem alten 
Herzog von Auguſtenburg ſelten, und faſt nur mit ge⸗ 
ringſchätzigem Bedauern von dem Erbprinzen, ſeinem 
Sohne, niemals vor dem 16. Nov. 1863 reden hören, 
nicht einmal die Exiſtenz des letzteren war ihm bekannt. 
Dieſes zur Steuer der Wahrheit gegen jene Behauptung, 
als ſei unſer Volk mit dem Bewußtſein von dem au⸗ 
guftenburgifchen Erbrecht groß geworden. Wohl aber 
weiß er mit der größten Deutlichkeit zu erinnern, daß 
1854 während des orientaliſchen Krieges vielfach und 
hoffnungsvoll die Frage ventilirt wurde, ob nicht Preußen 
mittlerweile die Herzogtbümer wegnehmen könnte ohne 
Erbrecht und Volkswillen, durch Eroberung und kraft 
des Nationalitätsprineipe. Und noch wenige Wochen 
vor dem Tode Friedrichs VII. hoffte man Vieles von 
einem durch Rußland und Preußen unterſtützten Auf- 
treten des Großherzogs von Oldenburg deſſen patrio⸗ 
tiſches Eintreten für unſere Landesſache unvergeſſen war, 
aber niemals war vom auguſtenburgiſchen Hauſe als 
einem Hoffnungsanker die Rede. Und nach dem Tode 
des Königs und der trotzdem erfolgten Annahme der 
Novemberverfaſſung ſeitens eines verrätheriſchen Schwäch⸗ 
lings würde jeder Fürſt des oldenburgiſchen Geſammt⸗ 
hauſes in Schleswig⸗Holſtein ganz dieſelbe Anerkennung 
gefunden haben, die jetzt der erſte fand, der ſich meldete. 
„Los von Dänemark um jeden Preis!“ war der allge⸗ 
meine Schlachtruf. Und ferner hieß es: „ſie haben das 
Londoner Protocol ſelbſt mit Füßen getreten, daher 
gilt es auch nicht für uns!“ Das war das allgemeine 
Urtheil. Das beweiſt, daß man die Rechtsverbindlichkeit 
des freilich vielbeklagten 1852 geſchaffenen Zuſtandes 
ſehr wohl erkannte. Die däniſcherſeits vorgenommenen 
Vertrags verletzungen aber trafen das Land Schleswig⸗ 
Holſtein und die deutſche Nation hart genug und konnten 
Namens dieſer vergolten werden, aber was damit das 
auguſtenburgiſche Haus zu thun hatte, iſt völlig unklar. 
Der Wille der Bevölkerung aber, ſelbſt angenommen, 
derſelbe ſei wirklich ſo einſtimmig für den Erbprinzen 
von Auguſtenburg, wie es nach mancherlei gemachten 
Kundgebungen den Anſchein haben kann, dürfte gegen 
Preußens und Deutſchlands Intereſſe nur dann ins Ge⸗ 
wicht fallen, wenn wir uns ſelbſt befreit hätten, während 
in Wahrheit der Wille der deutſchen Nation und die 
Geſchicklichkeit der Berliner Politik uns einem verhaßten 
Joche entriſſen haben. Auch würde der Erbprinz ſchwer⸗ 


15 die Majorität erhalten, wenn über ein völlig ſelb · 
leibuldes Schleswig- Holftein oder feine abſelute Einver⸗ 
ung in Preußen abgeſtimmt werden ſollte. So aber 
und nicht anders ſteht die Frage, und jeder Verſuch, 
zwei entgegengeſetzte Principien zu verbinden, würde 
nur zu neuen Gonflicten und Leiden für einen abge- 
matteten Boden führen. Und zum Ziele wird nur der 
gelangen, der unerſchrocken und kühl den Thatſachen in 
as Antlitz ſchaut, anftatt, wie unſere Demokratie, ſeine 
Jeit mit patriotiſchen oder vielleicht auch unpatriotiſchen 
antaſien zu verderben. 
Lond on, 22. März. Hr. Monſell, Parlaments⸗ 
itglied für Limerick, hat geſtern im Unterhauſe den 
ntrag geftellt, die von den katholiſchen Parlaments- 
itgliedern zu leiſtende Eidesformel durch eine andere 
zu erſetzen. Kein Menſch,“ bemerkt die „Times“, 
welcher den Wortlaut des den Katholiken durch die 
Acte von 1829 auferlegten Eides kennt, wird ſich 
darüber wundern, daß die Sache 36 Jahre lang ſo 
fort gegangen iſt, ohne daß ernſthaftere Kundgebungen 
der Unzufriedenheit ſtattgefunden haben.“ In dem 
ide kommen unter anderen folgende Stellen vor: 
„Ich erkläre ferner, daß die Lehre, daß Fürſten, die 
vom Papſte oder durch irgend welche Autorität des 
Römiſchen Stuhles excommunicirt oder abgeſetzt ſind, 
von ihren Unterthanen oder überhaupt von irgend 
einer Perſon abgeſetzt werden dürfen, keiner meiner 
Glaubens ⸗Artikel iſt, und daß ich ihr entfage, fie 
verwerfe und abſchwöre.. .. Ich entſage hiermit 
jeder Abſicht, die gegenwärtige Staatskirche, wie ſie 
geſetzlich in dieſem Königreich beſteht, zu ſtürzen, 
leugne dieſe Abſicht ab und ſchwöre ſie feierlich ab; 
und ich ſchwöre feierlich, niemals irgend ein Privilegium, 
zu welchem ich berechtigt bin oder berechtigt werden 
mag, zur Störung oder Schwächung der proteſtantiſchen 
Religion oder proteſtantiſchen Regierung im vereinigten 
Königreiche zu benutzen. Ich bekenne, bezeuge und 
erkläre feierlich im Angeſichte Gottes, daß ich dieſe 
Erklärung und jeden Theil derſelben in dem einfachen 
und gewöhnlichen Sinne der Worte, ohne irgend 
welche Ausflucht, Zweideutigkeit und ohne irgend 
welchen geheimen Vorbehalt abgebe.“ 
— Der Dampfer „Canada“ iſt mit Berichten aus 
New⸗York bis zum 16. d., Abends in Cork einge⸗ 


troffen. Es beſtätigt ſich, daß General Sherman 
Fayetteville beſetzt hat. Er rückt jetzt weiter nord⸗ 
wärts vor. General Shofield hat Kingſton ein- 
genommen. General Sheridan zerſtört die nach 


Lynchburg führenden Eiſenbahnen und befindet ſich, 
wie verſichert wird, nur noch 20 Meilen von Rich⸗ 
mond entfernt. Man erwartet, daß die Konfödetirten 
Richmond räumen werden. — Präſident Davis hat 
dem Kongreſſe angekündigt, daß er ihm eine Mit⸗ 
theilung zu machen habe, und den Schluß des 
Kongreſſes vertagt. 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 29. März. 


Stadtverordneten -Sitzung am 28. März.] 

Vorſitzender: Herr Kaufmann Richard Damme. 
Der Magiſtrat iſt vertreten durch Herrn Oberbürgermeiſter 
Geh. Rath v. Winter, Herrn Bürgermeiſter Dr. Lintz, 
Hrn. Stadtbaurath Licht und Hrn. Kämmerer Strauß. 
Anweſend: 54 Mitglieder. Das Protokoll der vorigen 
Sitzung wird, da ſich kein Widerſpruch gegen daſſelbe 
erhebt, angenommen. Zu Mitredactoren des neuen 
Protokolls werden die Herren Hendewerck, v. Kampen 
und Kaß ernannt. Vor Beginn der Tagesordnung zeigt 
der Herr Vorſitzende an, daß ein Schreiben von dem 
Gymnaſial⸗Director Engelhardt eingegangen jet, in 
welchem derſelbe ſeinen Dank für die Bewilligung der 
30 Thlr. zur Feſtmuſik beim Examen ausſpricht und die 
Mitglieder der Verſammlung zu dieſem einladet. Die 
Verſammlung nimmt von dem Schreiben Kenntniß und 
tritt in die Tagesordnung ein. Der erſte Gegenſtand 
derſelben betrifft Schulprüfungen. Die Schul-Deputation 
zeigt nämlich der Verſammlung an, daß in nächſter Zeit die 
Prüfungen in drei unter der Inſpection des Herrn Prä⸗ 
laten Landmeſſer ſtehenden Schulen ſtattfinden wird. 
Mit der Anzeige ergeht zugleich an die Mitglieder der 
Verſammlung die Einladung zum Beſuche der Prüfungen. 
Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung betrifft die 
Wahl von Stadt⸗Räthen. Nachdem die bereits aufge 
ſtellten Candidaten namhaft gemacht worden, ſchlagen 
die Herren Kuhl und Gibſone noch neue Candidaten 
vor. Herr Schottler ſtellt den Antrag, unter dieſen 
Umſtänden jetzt nicht zur Wahl zu ſchreiten, ſondern die 
Angelegenheit derſelben erſt noch in geheimer Sitzung zu 
berathen, da es ſich um Perſonenfragen handle. Herr 
Jebens ſpricht gegen dieſen Antrag. Indeſſen findet 
derſelbe von 5 Mitgliedern — re und wird ſomit 
auf Grund der Geſchäftsordnung die Angelegenheit auf 
die Tagesordnung der geheimen Sitzung geſetzt. — Es 
folgt der Bericht über den Finalabſchluß der Kämmerei. 
Hauptkaſſe pro 1864. Dem Bericht zufolge beträgt der 
Beſtand derſelben 42,454 Thlr. 12 Sgr. 5 Pf. Im 
vorigen Jahre bat der Beſtand zwar 46,416 Thlr. 12 Sgr., 
alſo etwa 4000 Thlr. mehr betragen, aber es wird trotzdem 
der diesjährige als ein recht befriedigender bezeichnet, 
indem im vergangenen Jahre aus der Kaſſe 15,000 Thlr. 
Schulden, die man erſt in drei Jahrin zu bezahlen ge 
braucht hatte, bezahlt und überdieß aus den Mitteln 
derſelben das Straßenreinigungs-Fuhrweſen hergeſtellt 
worden. Die Verſammlung giebt ihre Zufriedenheit mit 


dem Abſchluß zu erkennen. Betreffs des Armen Etats 
pro 1864 wird mitgetheilt, daß daſſelbe um 1896 Thlr. 
27 Sgr. 6 Pf. überſchritien worden iſt. Nachdem die 
Gründe dieſer Ueberſchreitung dargelegt worden, hat die 
Verſammlung gegen dieſelbe nichts einzuwenden. Gleich⸗ 
falls hat ſie nichts zu erinnern gegen die 324 Tylr. 9 Sgr. 
4 Pf. betragende Ueberſchreitung des Etats für ſächliche 
Ausgaben pro 1864. Es kommt bierauf die Verpachtung 
des Jagdrechts im Bodenbruch zur Sprache. Der gegen⸗ 
wärtige Pächter deſſelben, Herr Bertram, welcher das 
ſelbe bisber für den jährlichen Pachtzins von 10 Thlrn. 
gehabt, will es auf fernere 6 Jahre und zwar für den 
jährlichen Pachtzins von 15 Thlrn. pachten. Es haben 
ſich nun aber die Pächter des Landes im Bodenbruch 
darüber beſchwert, daß ihnen durch das Jagen auf dem 
ſelben Schaden zugefügt werde. 
Klage für begründet hält, ſtellt demnach den Antrag, den 
Pächtern den Pachtzins der neuen Pachtzeit als Schaden⸗ 
erfag, wie auch den des laufenden Jahres im Betrage 
von 10 Thlrn. zu überweiſen und dieſe 10 Thlr. vom 
diesjährigen Etat abzuſetzen. Die Verſammlung acceptirt 
dieſen Antrag und erklärt ſich mit der Verpachtung des 
in Rede ſtehenden Pachtrechts an Herrn Bertram auf 
die folgenden 6 Jahre für 15 Thlr. jährlich gleichfalls 
einverſtanden. Zur vollſtändigen Herſtellung des Hege⸗ 
meiſter-Etabliſſements zu Steegen bewilligt fie die Summe 
von 200 Thlrn. 
Rechnungen pro 1863 1) der Armen- und Arbeitsanftalt, 
2) der evangeliſchen Schule zu Langfuhr, 3) der katho⸗ 
liſchen Schule daſelbſt, 4) des Spend- und Waiſenhauſes 
u. 5) einer die Anfertigung der Urwählerliſten betreffenden. 
Allen genannten 5 Rechnungen wird die Decharge ertheilt. 
Es folgt die Mittheilung von Notatenbeantwortungen 
zu den Rechnungen 1) über die Koſten der örtlichen 
Polizei⸗Verwaltung pro 1863, 2) des Schulweſens pro 


Der Magiſtrat, der die 


Es folgt hierauf die Darlegung der 


1862, 3) des Forſtweſens pro 1862, 4) der Armenpflege 


pro 1862, 5) der Rettungsanſtalt pro 1862. — Hierauf 
erklärt ſich die Verſammlung mit dem von dem Magiſtrat 


beabſichtigten Ankauf des Herrn A. Rathke gehörenden 
Grundſtücks, Sandgrube 41, zu Schulzwecken für den 
Preis von 6900 Thlrn. einverſtanden. 

(Schluß folgt.) 


+ Herr Diviſ.⸗Prediger Stein wender hielt geſtern 
Abend im Gewerbehauſe zum Beſten des Johannisſtiftes 
eine Vorleſung über das Thema: „Die Sonntagsheiligung“. 
Der Herr Vortragende führte aus, daß der Sonntag 
im altteſtamentlichen Sinne zur Ruhe und Pflege des 
Leibes, im neuteſtamentlichen aber vornehmlich zur Pflege 
der Seele eingeſetzt ſei. Die Sekte der Labadiſten und 
andere behaupten zwar, daß dem Chriſten jeder Tag 
gleich heilig ſei. Dem entgegen ſtellt Redner die Briefe 
des Apoſtel Paulus an die Galater u. a. Bibelſtellen, 
weiſt darauf hin, daß die nächtliche Ruhe nicht genüge, 
die erſchöpften Körper- und Geiſteskräfte zu fortdauernder 
Arbeit zu ſtärken und deshalb die weiſe Inſtitution der 
Sonntagsfeier eingerichtet ſei. Die Heiligung ſoll ſich 
aber nicht nur auf die kirchliche Feier erſtrecken, ſondern 
es ſoll der Sonntag gleichſam ein Familienfeſt ſein, an 
dem die Glieder derſelben ſich durch gegenſeitige Liebes- 
werke und fromme Betrachtungen ſtärken. Ebenſo iſt 
es Pflicht des Chriſten dieſen Tag zur Reinigung ſeines 
Körpers zu verwenden und ihn dann in einen prunkloſen 
Feſtanzug zu kleiden. Die Sonntagsfeier in England 
und Amerika klingt uns Deutſchen oft märchenhaft, da 
wir an ſolche ſtrenge ſtaatliche Ueberwachung nicht gewöhnt 
ſind; es wäre aber wohl wünſchenswerth, wenn die 
Uebertretungen gegen das 3. Gebot ebenſo wie die gegen 
das 5. und 7. Gebot vor das Forum der ſtaatlichen 
Gerichtsbarkeit gezogen würden. Daß Werke der Liebe 
und Noth am Sonntage ausgeführt werden dürfen, gebe 
jeder noch ſo ſtrenge Aethiker zu. Anders verhalte es 
ſich aber, wie Redner zu bemerken die Gelegenheit gehabt, 
mit den Arbeiten des gewöhnlichen Lebens. Leider ſeien 
wir Deutſche darin ſehr zurück. Der Herr Redner hat 
geſehen, wie am Sonntage biefige Arbeiter ſchwere Schiffs- 
arbeiten verrichtet haben, während die engliſche Beſatzung 
ſich nicht gewillt gezeigt, die Heilighaltung zu brechen. 
Wenn Arbeitgeber ihren Untergebenen und Herrſchaften 
ihren Dienſtboten bei Heiligung des Sonntages mit 
gutem Beiſpiel vorangingen und auf ſelbige einwirkten, 
dann würde in Staat und Familie Vieles beſſer ſein. 
Die Heiligung des Sonntags bewahre zwar nicht vor 
allen, aber gewiß vor vielen Sünden, und ſeien erfah- 
nt die meiften Verbrecher auch Sonntagsſchänder 
geweſen. 


— Laut eingegangener Meldung des Schiffs- 
Kommandos iſt Sr. Majeſtät Fregatte „Niobe“ am 
25. d. M. glücklich in Cherbourg angekommen. 


+ Die Geſchäfte des Stations Kommandos der 
Marineſtation der Oſtſee ſollen wiederum dem Gontre- 
Admiral Jachmann in Kiel übertragen fein. 


+ Die diesjährigen Herbſt. Uebungen des I. Armee⸗ 
Corps ſollen ſich nach der Allerh. Kabinets. Ordre vom 
7. März 1855 auf Diviſionsübungen mit Stägigem 
Quartier reſp. Bivouak-Wechſel beſchränken, 11 Tage 
währen und ſpäteſtens am 15. September beendigt ſein. 
Eine Anzahl Geſchutze und eine Abtheilung des Train⸗ 
bataillons ſollen daran Theil nehmen. Die Kavallerie - 
Regimenter ſollen nach Mitte Mai zu 10tägigem event. 
im Herbſte zu l4tägigem Exereiren im Regiment 
zuſammengezogen werden. 


+ Die im Reſerve- und Landwehr-Verhältniß befind- 
lichen Jäger ſollen 14tägige Uebungen haben, ebenſo die 
Landwehr Artillerie, Pioniere und Trainbataillone, wovon 
jedoch die im däniſchen Kriege activ geweſenen Landwehr⸗ 
offiziere und Mannſchaften ausgeſchloſſen find; dagegen 
ſollen die anderen Landwehr⸗Oſfiziere und Aspiranten 
aller Waffen nach Bedürfniß zu den Uebungen heran» 
gezogen werden. 

[Theatraliſches.] Zum Benefiz für Frl. Frey 
wird am nächſten Freitag Donizetti's beliebte Oper 


„Die Regimentstochter“ aufgeführt. 
Beliebtheit, deren unſre fleißige und künſtleriſch durch 
und durch gebildete 
rühmen darf, derſelben an ihrem Ehrenabende den erfreu⸗ 
lichen Anblick eines vollen Hauſes in ſichere Ausſicht 
ſtellen dürfte, jo kann dieſes um jo mehr erwartet 
werden, als die, gegenwärtig mit ſo glänzenden Erfolge 
hier gaſtirende königliche Kammerſängerin, Frau Tuczeck⸗ 
Herrenburger in liebenswürdigſter Collegialität ihre 
Mitwirkung zugeſagt hat. 
Oper wird dann noch der dritte Act aus Mozart's un. 
ſterblichem „Figaro“ aufgeführt werden, in welchem Frau 
Tuczeck⸗Herrenburger die „Suſanne“ 
nehmen die Güte batte. 


auch hier ein Concert veranſtalten. 
doch noch immer ein Magnet für ausübende Künſtler 
zu ſein. 


Wenn ſchon die 
wackre Coloraturſängerin ſich 


Außer der Donizetti'ſchen 


zu über⸗ 


++ Der Biolin-Birtuofe Herr Miska Hauſer wird 
Danzig ſcheint denn 


Ii Am nächſten Freitag wird das dies jährige öffent⸗ 


liche Examen der Real⸗Schule zu St. Johann ftattfinden, 


Herr Dr. Laubert wird in der Sitzung des 


Handwerker-Vereins einen Vortrag halten und zwar über 
den nordamerikaniſchen Krieg. 


++ Morgen wird der hieſige Verſchönerungs Verein 


im Rathhauſe eine General-Verſammlung halten. 


Elbing, 29. März. Heute feiert das Königliche 


Oſtpreußiſche Ulanen⸗Regiment Nr. 8. das Feſt ſeines 
50 jährigen Beſtehens. 
in der feſtlich geſchmückten Reitbahn Regiments Apell 
ſtatt, ſodann ein Diner der Offiziere in Schmelzer's 
Hotel, ein Feſteſſen der Unteroffiziere im „Goldenen 
Löwen“, ein Ball der Mannſchaften ebenfalls im 
„Goldenen Löwen“. 
findet am 31. März in den Garniſonsorten Rieſenburg 
und Roſenberg ſtatt. 


Um 12 Uhr Vormittags findet 


Eine Wiederholung des Feſtes 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Mißhand lung.] Bei dem Schloſſermeiſter 
Herrn Müller ſtand der Schloſſergeſelle Karl Hart⸗ 
mann in Dienſt. Dieſer gerieth eines Tages mit dem 
Meiſter in Streit, weil ihm derſelbe einen Verweis gegeben. 
Der Geſelle wollte den Verweis nicht auf ſich ſitzen laſſen 
und meinte, daß er dem Meiſter denſelben am beſten 
mit der Application einer Ohrfeige zurück zu geben ver⸗ 
möge. Eine ſolche erhielt denn auch der Herr Meiſter 
von ihm und die Frau Meiſterin dazu. Da dieſe 
Application als eine Mißhandlung angeſehen wurde, ſo 
kam der Geſelle auf die Anklagebank und wurde zu einer 
Gefängnißſtrafe von 8 Tagen verurtheilt. 


[Seifendiebſtahl.] Daß junge Mädchen ſich 
recht hübſch und ſäuberlich waſchen, iſt lobenswerth; 
aber durchaus nicht lobenswerth, ſondern ſtrafbar iſt es, 
wenn ſie ſich dazu die Seife ſtehlen. Ein junges Mädchen 
von 16 Jahren, Namens Henriette Lange, verrichtete 
bei dem Herrn Kaufmann Schwabe Aufwartedienſte. 
Hier erſah ſie ſich die Gelegenheit ein Stück Seife im 
Werthe von 3 Sgr. zu ſtehlen. Sie ließ die Gelegen- 
heit, um ſich recht rein zu waſchen, nicht ungenutzt vor⸗ 
über gehen und ſtahl. Sie wurde in Folge deſſen des 
Diebſtahls angeklagt und unter Annahme von mildern- 
den Umſtänden zu einer Gefängnißſtrafe von 1 Tage 
verurtheilt. 


Ueber weibliche Erziehung. 


(Schluß.) 

Die Schule ſolle nichts weiter, als des Hauſes 
Helferin ſein, und demnach müſſe die Erziehung des 
Mädchens überwiegend als eine häusliche betrachtet 
werden. Dies Verhältniß habe ſich umgekehrt, und 
es ſei zu beklagen, daß die Familien ſich ſo häufig 
den Pflichten zu entſchlagen ſuchten, die ihnen aus- 
ſchließlich angehörten. Die Inſtitutsbildung werde 
meiſtens aus Bequemlichkeit und, weil es ſo Mode 
geworden, der häuslichen Erziehung vorgezogen, und 
auch auf dieſem Gebiete habe die Theilung der Arbeit 
große Fortſchritte gemacht. Die meiſten Schulen 
hätten zu viel Klaſſen, zu viel Lehrgegenſtände, zu 
viel Schülerinnen und zu viel Lehrer, ſo daß von 
einer Einheit der Erziehung nicht die Rede fein 
könne. Durch die Menge der Uuterrichtsgegenſtände 
in der Schule, die unvermeidlichen Privatſtunden 
entſtehe eine unnatürliche Ueberbürdung gerade in der 
Blüthezeit und durch dieſe Ueberbürdung würde der 
Grund zu ſpäterem Siechthum gelegt. Was den 
Unterricht anbelange, ſo ſei die Methode verwerflich, 
nach welcher den Schülerinnen von Allem etwas und 
von dieſem nur das Süße gegeben werde. Selbſt 
der Unterricht in der Mutterſprache werde in einer 
Weiſe gegeben, die Vieles zu wünſchen übrig laſſe. 
So würden 5. B., um den Briefſtyl zu üben, er⸗ 
dichtete Situationen aufgegeben, die für das Jugend⸗ 
alter noch nicht paßten und wodurch der Phraſen⸗ 
macherei Vorſchub geleiftet werde. Auch die Literatur- 
geſchichte, dieſer Dämon der Mädchenſchulen, werde 
in ähnlicher Weiſe behandelt. Denn dieſes genaue 
Analyſiren der Gedichte, wobei die Poeſie entfliehe, 
Gedichte in Proſa umzuſetzen, oder wie die Kinder 
es ausdrückten, den Schwung auszuziehen, könne dem 
Bildungsgange nicht förderlich ſein. Hierzu komme, 


daß nach vollendeter Schul⸗ oder Penſionsbildung die 


Mädchen keine beſtimmte Beſchäftigung erwarten. 
Dieſe Beſchäftigung ſei oft nichts Anderes als 
allerlei Bruchſtücke neben einander ohne ein inneres 
Band, und ohne daß eine höhere Richtung dadurch 
gewonnen wäre. Es ſei ſo viel zu lernen geweſen, 
daß der innere Menſch dabei habe zu kurz kommen 
müſſen und viel natürliche Anmuth, gleichſam der 
Duft der weiblichen Seele ſei verſchwunden, um 
einem unweiblichen reflectirenden Weſen Platz zu 
machen. Bisweilen dringe dieſe vorzeitige Fertig⸗ 
macherei ſchon in der Jugend eine Blaſirtheit hervor, 
weil man aus den Augen gelaſſen habe, daß das 
Bedürfniß der jungen Seele, ſich ganz einfach zu 
nähren, für alle Zeiten daſſelbe bleibe. Es fehle 
zwar nicht an Beiſpielen, wo über alle Bildungs- 
verkehrtheiten hinweg, aus der Tiefe des weiblichen 
Herzens eine Kraft des Gemüths und der Ausdauer 
hervorſprieße, ſchwierige Lebenslagen zu überwinden, 
aber wie viel zahlreicher ſeien die Fälle, wo es 
ſolchen Entſchlüſſen an geiſtiger und auch an leiblicher 
Kraft feble, und wie oft ſtrafe ſich die verfehlte 
Gemüths⸗ und Willensbildung! Man müſſe daher 
vor allen Dingen darauf bedacht ſein, die Zeit der 
frühen Jugend nicht mit ſo vielem Lernen zu be⸗ 
ſchweren, ſondern einer freieren körperlichen Ent- 
wickelung Raum zu geben. Den Lehrplan zu ver 
einfachen, und die Zeit der geiſtigen Bildung weiter 
zu verrücken in das Frühlings⸗Alter. Ein hoher 
Genuß ſolle die geiſtige Thätigkeit ſein und bleiben, 
aber nicht ein bloßes Amüſement. Jetzt, wo die 
Elemente des Wiſſens Eigenthum geworden, ſolle die 
Freude am Erlernten und noch zu Erlernenden erſt 
recht angehen. Literatur und Kunſt hätten ihre 
Schätze zu entfalten, um den geiſtigen Geſichtskreis 
zu erweitern. Daß dabei häusliche Beſchäftigung 
nothwendig ſei, bedürfe der Erinnerung nicht; denn 
wenn die practiſche Thätigkeit vorangegangen, werde 
die geiſtige Thätigkeit erſt recht dankbar genoſſen, und 
auch ein Faſten in der Lectüre ſei bisweilen ſehr 
heilſam. Die weibliche Seele könne viel entbehren, 
ohne unglücklich zu ſein und ohne ihre Würde und 
ihren Halt zu verlieren. Eine edle vertrauensvolle 
Freiheit müſſe dieſem Alter gewährt werden; denn 
ohne Freiheit könne ſich keine Perſönlichkeit bilden. 
Nicht der Zwang, ſondern der am Worte Gottes 
geſchärfte Blick müſſe ihnen ſagen, was zu fliehen 
und zu meiden ſei. Ein ſo in der Liebe zu allem 
Guten befeſtigtes Gemüth bleibe in der Einfalt des 
Herzens und verſchließe ſich der Erkenntniß nicht, 
daß auch der Schmerz Bedingniß des menſchlichen 
Daſeins ſei. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


280 4| 335,23 18|ND, flau, Schnee u. Regen. 
29 8| 333,54 0,7 Nördl. mäßig, do. 
12 333,36 0,8 [NO. do. bewölkt. 


Börſen- Verkäufe zu Danzig am 29. März. 

Weizen, 200 Laſt, 131pfd. alt fl. 485; 131pfd. friſch 
fl. 4274, 4323; 129. 30pfd. fl. 415; 131. 32pfd. 
fl. 420; 127. 28pfd. fl. 3823; 126. 27 pfd. fl. 370; 
116. 17pfd. fl. 306. Alles pr. 8ö5pfd. 

Roggen 121pfd. fl. 2265; 129. 30pfd. fl. 249 pr. 
818pfd. 

Weiße Erbſen fl. 280, 285, 300, 306 pr. gopfd. 


Angekommene Fremde. 


Engliſches Haus: 

Die Kaufl. Dittrich a. Hamburg, Biſchoff a. Grau⸗ 

denz, Boſſart a. Stuttgart u. Stenzel a. Dresden. 
Hotel de Berlin: 

Pfarrer Anlauf a. Putzig. Die Kaufl. Goldmann 
a. Thorn, Pludra a. Danzig, Wöllm a. Leipzig, Böhnke 
a. Nürnberg, Günther a. Meiningen, Kläffke a. Aachen 
u. Simon a. Stettin. 

Walter's Hotel: 5 

Rittergutsbeſ. Frhr. v. Puttkamer a. Wollin. Rent. 
Biſewski a. Garzigar. Volontair Fließbach a. Kurow. 
Kaufm. Senski a. Berlin. x 

Hotel zum Kronprinzen: 

Hauptagent der „Germania“ Bromundt a. Thorn. 
Die Kaufl. Conradt a. Marienburg, Wunderlich aus 
Sandhof n. Ohlendorf a. Stettin. . 

Schmelzer's Hotel zu den drei Mohren: 

Die Kaufl. Latto a. Bremen, Gartmann a. Mainz, 
Baier a. Dresden u. Heinemann a. Berlin. Fabrikant 
Peters a. Breslau. Oekonom Lanken a. Neu + Ruppin. 
Rentier Gartgen a. Berlin. 

Hotel d' Oliva. 

Die Rittergvtsbeſ. Kähler a. Gruzuow u. Genich 
a. Eichwalde. Die Kaufl. Fiſcher u. Meyer a. Berlin, 
Roſenberg a. Leipzig u. Bander a. Breslau. Rentier 
Werner a. Königsberg. 

Hotel de Thorn: 

„Die Gutsbeſ. Roßbach a. Natel u. Göde a. Schneide⸗ 
mühl. Rentier Krafft a. Lauenburg. Die Kaufl. Ehrlich 
a. Brandenburg, Lohmann a. Leipzig, Waldenberg aus 
1 u. Kaminski a. Stettin. Fabrikbeſitzer Wolff 
a. Berlin. 


Deutſches Haus: 
Pfarrer Weglikowsky a. Strepez. Die Kaufl. Baum 
a. Conitz a. Harſen a. Berlin. 


Stadt- Theater zu Danzig. 
Mittwoch, den 29. März. (Abonnement suspendu.) 
Gaſtdarſtellung der Kgl. Kammerſängerin 
Frau Puczek-Herrenburger. 
Martha, oder: Der Markt zu Richmond. 


Romantiſch⸗komiſche Oper in 4 Akten v. F. Flotow. 
* Lady Harriet ... Frau Tuczek⸗Herrenburger. 


Geſangbücher, ZU 
3 Tauf⸗ und Hochzeits⸗ 
inladungen, Gratulationskarten und dergl. 

Geſchenke empfiehlt in größter Auswahl 
J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3 


NB. Reparaturen, Garnituren wie 
Bücher ⸗Einbände ſchnell und billig. 


Pferde⸗Auction. 


Bible Wirthſchafts ⸗ Veränderung ſoll das 

renommirte Geſtüt zu Waldburg bei 
Nordenburg in Oſtpreußen, dem Freiherrn 
v. Wrangel gehörig, vollſtändig aufgelöſt werden, 
und iſt zu dieſem Zwecke eine Auction am 


Freitage, den 26. Mai c., 
1 Uhr Mittags, 
zu Waldburg angeſetzt worden. 


Es kommen 


Mutterſtuten, ſämmtliche junge Jahrgänge, theilweiſe 
gerittene und gefahrene Pferde zum Verkauf. 
gefällige 
Dominium das vollſtändige Programm der zum 
Verkauf geſtellten Pferde. Zur geneigten Berückſichtigung 
wird bemerkt, daß die Herren Pferde-Käufer beim 
Transport der Pferde auf der Oſtbahn nach Berlin 
die für die Zeit während des Königsberger Pferde- 


Auf 


Anfragen überſendet das unterzeichnete 


Marktes höchſten Orts genehmigte Tarifermäßigung 
genießen, indem der Königsberger Markt den 29., 30. 
und 31. Mai c. ſtatifindet. — Eiſenbahnſtation für 
Waldburg iſt Inſterburg und können die 
Herren Käufer mit dem Morgens um 6½ Uhr von 
Königsberg in Inſterburg eintreffenden Zuge 
die um 7 ½% Uhr Morgens abgehende Poſt nach 
Nordenburg benutzen, woſelbſt bei ihrer Ankunft 
um 11%, Uhr Wagen zu ihrer Abholung bereit 
ſtehen werden. Die Rückfahrt iſt ebenſo, indem um 
5½ Uhr Abends und 1 Uhr Nachts Poſten von 
Nordenburg nach Inſterburg zu den nach 
Königsberg um 12 Uhr Nachts und 6 ½ Uhr 
Morgens gehenden Zügen abgehen. 


Bei Beginn des neuen Quartals empfehlen wir die 


Perſiner Revue. 
Social⸗-politiſche Wochenſchrift. 


Redigirt von J. von Mörner. 

Beſtellungen auf die „Berliner Revue“ beliebe man 
bei dem nächſten Poſtamt oder in einer Buchhandlung 
zu machen. — Das Abonnement für 4 Jahr beträgt für 
Berlin 1 . 25 H, incl. Botenlohn 2 K, bei allen 
preußiſchen Poſtanſtalten 2 7% Gr, bei allen Poſt⸗ 
Anſtalten des deutid) » öfterreichiichen Poſtvereins 2 a 
20 Apr 
KR werden mit 2 Gr für die Petitzeile berechnet. 

Der Verleger 
A. Paul (Firma: A. Paul u. Co.) 


Berlin, Kronenſtr. 21. 


Schöne Kocherbſen ſind billig 
zu haben Pfefferſtadt 38. 


Pommerſche Fleiſchwurſt, ſehr 
gute Qualität, empfing wieder 
A. van Dühren: 


Die Berliner 
Haude und Spener'ſche Zeitung 


eröffnet mit dem 1. April ein neues Abonnement. 
Der vierteljährliche Abonnements - Preis (mit 
Einſchluß des Porto's und der Steuer) beträgt 
in allen Provinzen Preußens 1 . 28 Ipr. 
9 , in ganz Deutſchland, auch in allen 
öſterreichiſchen, nicht deutſchen Staaten 27 
7½ A., Obwohl unfere Zeitung unter den 
größern deutſchen Blättern den niedrigſten Preis 
beibehalten hat, übertrifft ſie doch die meiſten 
derſelben in der Reichhaltigkeit der Mittheilungen 
aus dem politiſchen, wiſſenſchaftlichen, künſt⸗ 
leriſchen und commerciellen Gebiete. Ihre 
politiſche Haltung iſt eine freifinnige und dabei 
möglichſt objektive. Dem Geſchäfts⸗Publikum 
empfiehlt ſie ſich durch ſchleunige Mittheilung 
aller, den Handel, die Landwirthſchaft u. ſ. w. 
intereſſirenden Notizen, ſo wie durch die Menge 
der Inſerate, denen fie, als eines der geleſenſten 
Organe in Berlin wie in den Provinzen, eine 
weite Verbreitung ſichert. Der Inſertions⸗ 
Preis für die Petitzeile beträgt 2 Gr und 


Beſtellungen auf die Zeitung nehmen alle in- 
4 und ausländiſchen Poſtämter an. 0 
Schulblatt 


für die Volksſchullehrer der Provinz Preußen. 
Unter Mitwirkung von 
H. Frischbier, H. Glaser, H. Klein 
und Ik. Meier 
herausgegeben und redigirt von 


Eduard Sack. 


Organ des Peſtalozzi⸗Vereins für die Provinz 
Preußen (den Vorſtand deſſelben bilden die oben 
genannten Herausgeber), der Provinzial⸗Lehrer⸗ 
Verſammlungen und aller freien Lehrer Vereine 
der Provinz. 

Das „Schulblatt“ beginnt mit dem 1. April c. das 
2. Quart ſeines 5. Jabrg. und iſt durch alle königl. 
preuß. Poſt⸗ Anſtalten für 10 Sgr. pr. Quart. 
95 * Es erſcheint wöchentlich einmal einen Bogen 

kk. 

Herr Dr. A. Dieſterweg bezeichnet das u f 
als „ſehr empfehlenswerth,“ es ſei b —. 
an dem man ſich in andern Provinzen ein Mufler 
nehmen kann.“ 

Der Herr Abgeordnete Fried. 1 2 5 bemerkt 
u. a.: „Um fo mehr ſchätze ih Ihre Zeitung, weil fie, 
ſo weit die jetzigen Zuſtände es erlauben, eine freie 
Stellung zu erſtreben ſucht.“ 

Noch baben ſich in höchſt anerkennenswerther Weiſe 
über das „Schulblatt“ ausgeſprochen der im vorigen Jahre 
verftorbene Seminar - Direktor G. Chr. Scholz in 
Breslau, Dr. A. Meier in Lübeck, der Lehrer und 
Jugendſchriftſteller Ferd. Schmidt in Berlin, Semin. 
Dir. A. Lüben in Bremen (im „Pädag. Jahres- 
Bericht“), die „Allg. deutſche Lehrerzeitung,“ die „Volks- 
Zeitung,“ „National Zeitung,“ „Berliner Reform,“ 
„Spenerfche Zeitung.“ Danziger Ztg.,“ „Bürger. und 
Bauernfreund“ u. m. a. 

Wir haben's darum nicht nöthig, ſelbſt das „Schul⸗ 
blatt“ zu empfehlen. 

Mit gutem Gewiſſen können wir ſomit auch jeder⸗ 
mann zum Abonnement auf daſſelbe einladen. 

Die Nedaktlon. 


Penſions Quittungen 
ſind zu haben bei Edwin Groening. 


Die ſeit 12 Jahren erprobte und bewährte 


Dr. Patlisons M iC Ht Na tie 


lindert ſofort und heilt ſchnell Gicht und Rheumatismen aller Art, als Geſichts⸗, Bruſt⸗, Hals⸗ 
u. Zahnſchmerzen, Kopf-, Hand⸗ u. Kniegicht, Magen- u. Unterleibsſchmerzen, Rücken- u. Lendenſchmerz ꝛc. ꝛc. 
Ganze Pakete zu 8 Sgr. — Halbe Pakete zu 5 Sgr. 
Zur Vermeidung von Fälſchungen und Nachahmungen ſind die Pakete mit Unterſchrift und Siegel verſehen. 
Gebrauchsanweiſungen und Zeugniffe werben’ gratis abgegeben. 
Allein ächt bei Gustav Seiltz, Hundegaſſe Nr. 21. 


Pommerſche Mühlen⸗Aſſecuranz⸗Societat in Stettin. 


Auf Grund der Beſtimmung des $, 15. des Statuts wird hierdurch bekannt gemacht, daß außer 
dem Betriebs⸗Director Vogel die Herren L. A. Roſalowski und A. Silberſchmidt als Directions⸗ 
Mitglieder fungiren, während die Societäts⸗Mitglieder Schulz in Lettnin, Streitz in Fährmühle, 
Wolff in Labes, Müller in Klücken und Quaſt in Labes den Verwaltungs ⸗ Rath unſerer 
Geſellſchaft bilden. 

Stettin, den 26. März 1865. 3 
Der Berwaltungs Rath der Pommerſchen Mühlen⸗Aſſeeuranz⸗ Societät. 


Verantwortliche Redaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


